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Antrag 

der Abgeordneten Müller (Berlin), Franke (Osnabrück), Dr. Götz, Frau Dr. Neumeister, 
Ziegler, Geisenhofer, Köster, Burger und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Neuordnung der Rentnerkrankenversicherung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag unverzüglich 
einen Gesetzentwurf über die Neuregelung der Rentnerkran- 
kenversicherung im Sinne der Empfehlung der „Sachverständi- 
genkommission für die Weiterentwicklung der sozialen Kran- 
kenversicherung" unter Beachtung der finanziellen Möglich- 
keiten vorzulegen. 


Bonn, den 25. März 1974 
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Begründung 

Eine der wesentlichen Ursachen für das in den letzten zwei, drei 
Jahren ständige Ansteigen der Beitragssätze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung - das ist insbesondere der Fall bei den 
Krankenkassen mit einem hohen Rentneranteil - ist die nicht 
mehr angemessene Finanzierung der Rentnerkrankenversiche- 
rung. Nach § 393 a RVO sollen die von den Trägern der Renten- 
versicherung der Arbeiter und dem Träger der Rentenversiche- 
rung der Angestellten zu leistenden Beiträge für die Kranken- 
versicherung der Rentner „80 vom Hundert der Leistungsauf- 
wendungen" hierfür decken. Dieses ist schon längst nicht mehr 
der Fall, so daß die Interessenquote der Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung bereits bis zu 40 vom Hundert gestiegen 
ist. Deshalb ist eine Neuordnung des Finanzierungssystems in 
der Rentnerkrankenversicherung dringend notwendig. Diese 
Tatsache haben Vertreter der Bundesregierung sowohl in der 
Fragestunde des Bundestages als auch bei anderen Gelegen- 
heiten wiederholt bestätigt. 

Eine alsbaldige Korrektur der Vorschriften über die Finanzie- 
rung der Rentnerkrankenversicherung hat bekanntlich auch die 
„Sachverständigenkommission für die Weiterentwicklung der 
sozialen Krankenversicherung" in einem ganz bestimmten Sinne 
empfohlen. 

Ebenso hat Bundesarbeitsminister Arendt vor mehr als einem 
Jahr bereits festgestellt, „daß man zu einer gleichmäßigen Be- 
lastung der aktiven Versicherten kommt, gleich, bei welcher 
Kassenart sie versichert sind." Seit dieser Zeit hüllt sich der 
Bundesarbeitsminister jedoch in Schweigen, obwohl Vertreter- 
versammlungen von Verbänden wie auch einzelner Ortskran- 
kenkassen immer wieder die dringende Neuregelung der Finan- 
zierung der Krankenversicherung der Rentner fordern. Sie stüt- 
zen sich auf den von Jahr zu Jahr steigenden Anteil der kran- 
kenversicherten Rentner im Verhältnis zur Zahl der Allgemein- 
versicherten und die relativ stärkeren Leistungsaufwendungen 
in der Rentnerkrankenversicherung, vor allem für die Kranken- 
hausbehandlung. 
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